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Der lange Schatten Berlins
Landtagswahl in Bremen: Bewährungsprobe für Rot-Grün-Rot und für DIE LINKE

von n Christoph Spehr

die LINKE sich gegen den bundesweiten 
Trend behaupten? 

Vor einem Jahr sah alles noch deut-
lich anders aus. Umfragen zeigten für 
die rot-grün-rote Regierungskoalition 
hohe Zustimmungswerte und für die 
bürgerliche Opposition ein chancenloses 
Bild. Der Regierung wurde bescheinigt, 
das Land gut durch die Corona-Krise ge-
führt zu haben. Die Zustimmung für die 
Grundanliegen der Mitte-Links-Regie-
rung (Klimawende, sozialer Zusammen-
halt, Modernisierung der Wirtschaft, 
offene Gesellschafts- und Migrationspo-
litik) war gegeben. Die SPD hatte sich 
von ihrem historischen Tief, auf dem sie 
2019 erstmals hinter die CDU gefallen 
war, erholt und würde ihre alte Vorrang-
stellung wieder herstellen. Die Frage 
war eher, ob der Erfolg der rot-grün-ro-

ten Regierungskoalition dazu führen 
würde, dass die LINKE ihre Regierungs-
beteiligung verliert, weil es – anders als 
2019 – auch für SPD und Grüne alleine 
reichen würde.

Dieses Bild hat sich massiv verändert. 
Das gilt auf der Oberfläche der Umfra-
gen, aber es gilt auch für die darunter 
liegende Stimmungslage. Zwar gibt es 
immer noch keine Wechselstimmung. 
Aber der Schatten der Berlin-Wahl und 
der darauffolgenden Verschiebung der 
politischen Landschaft fällt auch auf 
Bremen. 

Die jüngsten Umfragen sehen die 
SPD nur noch knapp vor der CDU. Der 
Umfrage-Höhenflug von SPD und Grü-
nen ist beendet, auch wenn beide noch 

Zwei Monate vor der Landtagswahl am 
14. Mai 2023 ist völlig offen, wie es im 
Bundesland Bremen danach weiterge-
hen wird. Seit 2019 regiert hier eine 
Regierungskoalition aus SPD, Grü-
nen und LINKE – die erste in einem 
westdeutschen Bundesland und neben 
Thüringen, Berlin und Mecklenburg-
Vorpommern eine von vier Regierungs-
beteiligungen der LINKEN. Nachdem 
die SPD in Berlin das Projekt Rot-Grün-
Rot fallen lässt und sich für eine Gro-
ße Koalition unter Führung der CDU 
entschieden hat, erhöht sich die bun-
desweite Bedeutung der Bremen-Wahl. 
Bleibt eine Mitte-Links-Zusammen-
arbeit eine machtfähige Option, oder 
ist sie angesichts der veränderten po-
litischen Großwetterlage aktuell zu ei-
nem Auslaufmodell geworden? Kann 

Christoph Spehr ist Landessprecher der Partei 
DIE LINKE in Bremen.
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leicht zulegen würden gegenüber 2019. 
Die LINKE steht unverändert bei 8% 
wie vor einem Jahr – was anderswo gut 
klingen würde, aber in Bremen Ver-
luste gegenüber 2019 bedeuten würde, 
als sie mit 11,3% erstmals zweistellig 
wurde. Die CDU zieht an und kann wie 
in Berlin Proteststimmen auf sich zie-
hen. An die Stelle der Frage: »Reicht es 
auch ohne die LINKE?« ist die öffentli-
che Diskussion getreten: »Kommt auch 
in Bremen die Große Koalition?« Völlig 
unübersichtlich wird die Lage durch die 
weiteren Parteien. Die FDP könnte an 
der Fünfprozent-Hürde scheitern. Die 
AfD, die völlig zerstritten ist und zwei 
konkurrierende Wahllisten eingereicht 
hatte, ist vom Wahlausschuss vorerst 
nicht zugelassen worden. Davon wür-
den neben der CDU vor allem die »Bür-
ger in Wut« profitieren, die bislang nur 
über den Wahlbereich Bremerhaven im 
Parlament vertreten waren und es jetzt 
auch im Wahlbereich Bremen schaffen 
dürften. Zwei Monate vor der Wahl lässt 
sich derzeit nur sagen: Alles ist möglich. 

Die Welt hat sich in vier Jahren 
komplett verändert

Hinter diesen unübersichtlichen und 
sehr instabilen Zahlen liegt eine völlig 
veränderte politische, ökonomische und 
psychologische Gesamtlage. Die Wahlen 
2019 waren von starken Veränderungs-
erwartungen getragen. Auf der Stra-
ße demonstrierte Fridays for Future. 
Die Gewerkschaften forderten das Ende 
von 15 Jahren Personalabbau im öffent-
lichen Sektor. Die Regierungskoaliti-
on aus SPD und Grünen hatte sich in 12 
Jahren abgenutzt, es war klar, dass sie 
keine Mehrheit mehr haben würde. Ein 
Wechsel war zwingend, zu einer neuen, 
ungewohnten Konstellation – entweder 
zur ersten Koalition SPD-Grüne-LINKE 
im Westen oder zu einer Jamaika-Koa-
lition mit CDU-Grüne-FDP. Eine Gro-
ße Koalition hatte die SPD angesichts 
sinkender Zustimmungswerte noch im 
Wahlkampf ausgeschlossen. Die alte Ko-
alition hatte ihre Aufgabe erfüllt, das 
Bundesland durch eine zehnjährige 
Haushaltssanierung mit Bundeshilfen 
zu führen, ohne offensiv soziale Ausga-
ben zu kürzen, aber eben auch ohne gro-
ße gestalterische Spielräume. Jetzt kam 

eine andere Phase. Die neue Aufgabe 
hieß, wieder gestaltende Politik zu ma-
chen, entlang der Herausforderungen 
Klima, soziale Spaltung, wirtschaftlicher 
Strukturwandel und offene Stadtgesell-
schaft. Die Grünen waren eigentlich ge-
willt, den Weg einer Jamaika-Koalition 
zu gehen, wurden aber von der Stim-
mungslage und von ihrer eigenen Ba-
sis überrollt, die eine Entscheidung für 
Rot-Grün-Rot erzwang. 

Vier Jahre später ist unsicher gewor-
den, ob diese Aufgabe so noch trägt. Die 
Welt hat sich verändert, die Stimmungs-
lage und die Erwartungen sind andere 
geworden. Gerade als die Corona-Pan-
demie mehr oder weniger überwunden 
erschien, folgte der russische Einmarsch 
in die Ukraine und die Energiepreis-
krise, mit bislang unabsehbaren Fol-
gen für Wirtschaft, Baukosten und Le-
benshaltungskosten. Es ist spürbar, dass 
sich die Gestalt und die Regeln der Glo-
balisierung ändern werden, und damit 
sehr wahrscheinlich auch die Struktur 
des deutschen Exportmodells. Die Kom-
munen müssen durch den Krieg mit 
Zuwanderungszahlen wie 2015/2016 
umgehen. Die Energiewende, die in Re-
aktion auf den Krieg eingeleitet wurde, 
hat erstmals konkret erahnen lassen, 
welche enormen sozialen Verwerfungen 
mit der beschleunigten klimapolitischen 
Transformation einhergehen werden. 

Die Panik, die im letzten Sommer 
sämtliche Einkommensgruppen erfasst 
hatte angesichts der drohenden Gas-
mangellage und der explodierenden 
Energiepreise, hat sich durch die letzt-
lich erfolgreichen Gegenmaßnahmen 
der Bundesregierung inzwischen wie-
der gelegt. Stattdessen vollzieht sich 
eine kontinuierliche, ausgebreitete Wei-
tergabe eines höheren Preisniveaus, mit 
dem die obere Einkommenshälfte klar-
kommt, die in der unteren Einkom-
menshälfte aber erst nach und nach in 
vollem Umfang ankommt. Inzwischen 
gönnen sich die etablierten bürgerlichen 
Milieus wieder den Luxus, sich über 
Baustellen, Staus und fehlende Park-
plätze aufzuregen, während sich im Ge-
ringverdiener-Milieu der Eindruck ver-
festigt, dass reale Veränderungen in der 
stofflichen Energieversorgung mit Be-
lastungen einhergehen, deren soziale 
Folgen nicht aufgefangen werden.

Angesichts der Erfahrungen mit mul-
tiplen, sich überlagernden Krisen, die 
anscheinend zum neuen Normalzu-
stand werden, wächst eine Stimmung, 
die Notwendigkeit von Veränderungen 
zwar nicht grundsätzlich zu bestreiten, 
diese aber am liebsten erst einmal auf-
schieben zu wollen. Die Kritik, die in 
Berlin gegenüber Rot-Grün-Rot immer 
stärker und dann eben auch wahltech-
nisch wirksam wurde, ist gleichermaßen 
konkret wie symbolisch. Es gibt die Un-
zufriedenheit mit der Verkehrspolitik, 
der Sicherheitspolitik und dem Verwal-
tungshandeln. Sie hat aber auch deshalb 
so viel Resonanz, weil sie gleichzeitig 
die allgemeinere Haltung transportiert: 
»Kümmert euch doch erst einmal um 
das Naheliegende.« Es ist eine schlei-
chende Delegitimierung des Anspruchs, 
sich klima-, wirtschafts- und migrati-
onspolitisch auf der Höhe der Zeit ver-
halten zu wollen.

Die Bilanz von Rot-Grün-Rot

Die Bilanz von vier Jahren Rot-Grün-
Rot in Bremen ist absolut vorzeigbar. 
Sie reicht von der Bindung des Mindest-
lohns an die unterste Entgeltgruppe des 
öffentlichen Dienstes, der Ausdehnung 
der Tariftreue bei öffentlichen Aufträ-
gen auf den Dienstleistungsbereich und 
auf EU-weite Ausschreibungen, über die 
Verbilligung des Sozialtickets im ÖPNV 
und die Erhöhung der Sozialwohnungs-
quote im Neubau auf 30 Prozent, die 
Förderung von Baugenossenschaften, 
die Einrichtung eines Drogenkonsum-
raums, den Einstieg in Housing First, 
die Ausweitung der außerbetrieblichen 
Ausbildung, die schrittweise Einführung 
von Solarpflicht und Begrünungspflicht 
im gewerblichen und Wohnungsneubau 
und Bestand, die Kennzeichnungspflicht 
und das Verbot von »racial profiling« 
bei der Polizei, bis zu einer bundesweit 
einmaligen Klimaschutzstrategie. Aus 
den Ergebnissen einer Enquetekommis-
sion, die ausbuchstabieren sollte, wie 
Bremen bis 2038 klimaneutral werden 
könnte, wurde ein Plan, der inzwischen 
mit einem 2,5 Mrd. Euro schweren Kli-
mafonds unterlegt ist, für den die Aus-
nahme von der Schuldenbremse gezo-
gen wird. Die Bilanz umfasst inzwischen 
auch eine Reihe von dezidierten Reform-
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projekten, die es so bislang noch in kei-
nem anderen Bundesland gibt: der um-
lagefinanzierte Ausbildungsfonds; eine 
stichtagsgebundene Altfallregelung für 
»Papierlose«; ein Landessicherstellungs-
gesetz als gesetzliche Grundlage, um 
Einrichtungen zum Schwangerschafts-
abbruch im Bedarfsfall zu fördern. Zur 
Bilanz gehört ein sehr anerkanntes Ma-
nagement der Corona-Krise (dazu später 
mehr), aber allerdings auch ein deutlich 
weniger ambitioniertes Herangehen in 
der aktuellen Energiepreiskrise.

Aus der Liste werden auch die 
Schwachstellen deutlich. Die verspro-
chene Wende in der Bodenpolitik, mit 
der Einrichtung einer kommunalen 
Grundstücksgesellschaft, Flächenankäu-
fen und konsequenter Flächenvergabe 
in Erbpacht, wurde bislang nicht reali-
siert. In der Wohnungs- und Mietenpo-
litik fehlt ein entschlossener Ansatz mit 
kommunalem Rückkauf von Bestän-
den und einer wirksamen Strategie zur 
Mietpreisdämpfung. Die Bildungspolitik 
ist damit beschäftigt, die Lücken in der 
Kita-Versorgung und im Schulneubau 
irgendwie zu begrenzen. Gegenüber der 
sozialen Spaltung der Bildungsergeb-

nisse gibt es keine Fortschritte. Auf die 
fortschreitende Armutsentwicklung, die 
immer schwierigere Lage von Gering-
verdiener-Haushalten und den Rück-
gang sozialer Mobilität gibt es nach wie 
vor keine überzeugenden Antworten.

Die Basis wird nicht verbreitert

In Wahlergebnis von Berlin wurde deut-
lich, dass es der rot-grün-roten Koali-
tion nicht gelungen ist, ihre Basis und 
Akzeptanz in der Gesamtheit der Stadt-
gesellschaft zu verbreitern – wie es 
nötig wäre, wenn tiefgreifende Ver-
änderungen in kurzer Zeit wirklich vor-
angebracht werden sollen. Die Grenzen 
dieser Akzeptanz zeigten sich stadt-
räumlich und generationsmäßig. Die 
Zustimmung innerhalb des Berliner S-
Bahn-Rings war hoch, außerhalb nied-
rig; sie war hoch bei jüngeren Alters-
gruppen und niedrig bei Älteren.

Alle drei Koalitionsparteien waren 
aus unterschiedlichen Gründen nicht 
dazu in der Lage, den gesellschaftlichen 
Rückhalt für das gemeinsame Projekt 
zu erweitern. Die Grünen richten sich 
darauf aus, einen begrenzten Teil der 

Wähler*innenschaft anzusprechen und 
dort optimale Ergebnisse zu erzielen. 
Diese Ausrichtung an konkreten Milieus 
mit einem »grün-affinen« Lebensstil ge-
nügt aktuell zur Sicherung von Wahl-
ergebnissen um die 20%, und wird von 
diesen Milieus auch gesellschaftlich und 
innerparteilich gefordert. Das Ausgrei-
fen in breitere Teile der Gesellschaft ist 
damit blockiert. Die SPD ist selbst ge-
spalten in ihrer Haltung und allein des-
halb schon nicht in der Lage, größere 
Teile der Gesellschaft für Veränderun-
gen zu gewinnen, und gleichzeitig glaub-
haft zu versichern, dass dies nicht die 
sozialen Spaltungslinien weiter vertie-
fen wird. Die LINKE hätte erhebliche 
Potenziale, breitere Kreise für ein sozi-
ales und klimapolitisches Transforma-
tionsprojekt zu gewinnen, kann diese 
aber nicht realisieren, da ihr auf Bun-
desebene kaum noch Vertrauen entge-
gengebracht wird.

Ganz ähnlich ist die Erfahrung im 
Bundesland Bremen. Von den Grünen 
geht derzeit kein ernsthafter Versuch 
aus, die Gesellschaft in ihrer sozialen 
Vielfalt und Breite für die von den Grü-
nen angestrebten Veränderungen zu ge-
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winnen, und dialogbereit auf diejeni-
gen zuzugehen, die nicht ohnehin schon 
überzeugt sind. Entsprechende sozial- 
und wirtschaftspolitische Ansätze sind 
in der Partei vorhanden, sind aber eher 
marginalisiert. Es gibt eine hohe Nei-
gung zum symbolischen Kulturkampf 
an Punkten, die eher spaltend als ver-
bindend sind: hier die Verkehrsversu-
che in der Innenstadt, dort die Debatte 
um eine Schließung des Flughafens. 
All das drückt sich in der jüngsten Um-
frage aus. Nur 19% sind mit der Arbeit 
der grünen Verkehrs- und Bausenato-
rin Maike Schaefer zufrieden – aber die 
wählen alle grün. Das beschreibt die do-
minierende Strategie der Grünen in Bre-
men ziemlich gut.

Der SPD gelingt es nicht, sich konse-
quent und sichtbar für eine andere Stra-
tegie der klima- und wirtschaftspoliti-
schen Veränderung einzusetzen, die sich 
von der grünen Symbolstrategie abset-
zen würde und stattdessen andere He-
bel benennt. In der Praxis dominiert 
eine Politik des Abmilderns, Abwendens 
und Aussitzens. Aus dem an sich richti-
gen Ansatz, dass der Weg zur substan-
ziellen Reduktion der Emissionen im 
Verkehr über ein stadtweites Konzept 
führt, das für alle Stadtteile einschließ-
lich der Pendler*innen funktionierende 
Alternativen aufbaut, folgt relativ we-
nig konkrete Politik. Sichtbar ist dage-
gen die Praxis: Mehr Parkplätze erhal-
ten, Weichenstellungen verschieben, im 
Zweifelsfall doch dem Auto zu seinem 
vermeintlichen Recht verhelfen. Beide, 
SPD wie Grüne, reagieren zudem auf die 
aktuelle Krise völlig anders als auf die 
Corona-Krise. Die Bereitschaft zu einem 
entschlossenen »Whatever it takes«-An-
satz ist weitgehend verschwunden. Seit 
dem Eintritt in die Ampel auf Bundes-
ebene dominiert überdies die Haltung, 
deren segensreiche Handlungen auf 
Bundesebene müssten ja wohl reichen. 
Ein eigenständiges Dämpfen der sozia-
len Krisenfolgen oder der Mut, den Zu-
griff staatlichen Handelns strukturell zu 
erweitern, sind rar geworden.

Das Beispiel der Impfkampagne

An dieser Stelle kommt notwendig die 
LINKE ins Spiel. Die Lage für sie ist in 
Bremen in vielerlei Hinsicht mit Ber-

lin vergleichbar. Die beiden linken Se-
natorinnen, Kristina Vogt für Wirtschaft 
und Arbeit und Claudia Bernhard für 
Gesundheit und Frauen, sind außeror-
dentlich beliebt und genießen hohe An-
erkennung für ihre Arbeit. Auch bei der 
Bewertung der Arbeit der einzelnen Par-
teien schneidet die LINKE gut ab. Ihre 
Kompetenzwerte bei sozialer Gerech-
tigkeit, Gesundheit, Bildung und Wirt-
schaft sind gut. Vogt und Bernhard er-
halten viel dezidierten Zuspruch aus 
Gruppen, die sich bislang nicht mit der 
LINKEN identifiziert hätten. Es gibt vie-
le, die froh sind und das auch so sagen, 
dass diese beiden Ressorts in den letz-
ten Jahren in den Händen der linken 
Senatorinnen waren.

In der Corona-Pandemie waren die 
beiden linken Ressorts ins Zentrum des 
Geschehens gerückt und hatten Maß-
stäbe gesetzt. Mit der mobilen Impf-
kampagne, die auf Präsenz in den sozial 
benachteiligten Stadtteilen orientierte, 
war Bremen im Bundesländer-Vergleich 
an die Spitze gerückt. Das war für ein 
Bundesland, das im Bundesländer-Ran-
king häufig auf den letzten Platz abon-
niert ist (bei Bildung, Armut, Arbeits-
losigkeit, Frauenerwerbsquote usw.), 
eine schier unglaubliche Erfahrung, die 
vom notorisch gebeutelten kollektiven 
Selbstbewusstsein aufgesaugt wurde wie 
Wasser von einem trockenen Schwamm. 
In keinem anderen Bundesland ist in 
der Corona-Krise so viel für den kriti-
schen Bereich der Kultur- und Veran-
staltungswirtschaft getan worden wie 
in Bremen. Neben zusätzlichen Förder-
programmen des Landes gab es inno-
vative wirtschaftspolitische Ansätze ge-
gen die Krise: In der Innenstand wurde 
Leerstand staatlich angemietet und an 
Pop-Up-Stores und regionale Start-Ups 
vergeben, der Veranstaltungswirtschaft 
wurde zentrale Infrastruktur für Strea-
ming und Online-Veranstaltungen an-
geboten.

Mit beiden Ressorts konnte die 
LINKE demonstrieren, was linke politi-
sche Handschrift bedeutet. Das ist umso 
wichtiger, als es sich aus der Praxis ent-
wickelt hat und anhand dieser erkenn-
bar wurde. Es gab ja kein Konzept im 
Schrank, wie mit einer weltweiten Pan-
demie oder den daran anschließenden 
Krisen umzugehen wäre.

Am Beispiel der Impfkampagne lässt 
sich gut zeigen, was diese eigene Her-
angehensweise ausmacht. Erstens war 
es eine Form staatlichen Handelns, die 
sich an Zielen ausrichtete, die wirk-
lich erreicht werden sollten. Der Maß-
stab war nicht wie im Wohnungsbau: 
»Wir schaffen die Voraussetzungen für 
10.000 neue Wohnungen innerhalb der 
Legislaturperiode, aber haben es natür-
lich nicht in der Hand, ob sie auch ge-
baut werden.« Der Maßstab war: Am 
Ende soll real eine möglichst hundert-
prozentige Impfquote stehen. Zwei-
tens konnten dafür eigene, neue Struk-
turen geschaffen werden, mit eigenem 
Personal und einem eigenen Budget. 
Diese Strukturen waren von einer ganz 
bestimmten Kooperation getragen. Sie 
vollzogen sich unter staatlicher Leitung, 
aber unter bewusster Einbindung von 
Akteuren aus der Privatwirtschaft und 
den Hilfsorganisationen, also dem Non-
Profit-Bereich (»dritter Sektor«). Diese 
Akteure wurden ausgewählt und ein-
gebunden nach ihrer Bereitschaft und 
ihrer Kompetenz – es gab keine Aus-
schreibungen. Und drittens stand im 
Mittelpunkt die soziale Frage. Als deut-
lich wurde, dass die Corona-Erkrankun-
gen in der zweiten Welle maßgeblich 
die sozial benachteiligten Stadtteile tra-
fen, wurden dezentrale Beratungs- und 
Impfzentren eingerichtet, eine mehr-
sprachige Öffentlichkeitskampagne mit 
Plakaten, Broschüren und Videos kon-
zipiert, Multiplikator*innen in unter-
schiedlichsten sozialen Gruppen ge-
wonnen, Netzwerkstrukturen vor Ort 
eingebunden, und schließlich die Impf-
trucks in die Stadtteile geschickt.

Missionsorientierte Politik von 
links

Rückblickend war das die linke Version 
dessen, was heutzutage »missionsorien-
tierte Politik« heißt. Das Muster wieder-
holte sich mit der Kinderambulanz. Als 
im letzten Winter die kinderärztlichen 
Praxen durch die Grippewelle und die 
Personalausfälle überliefen, wurden die 
bereits stillgelegten Strukturen reakti-
viert und für drei Monate eine staatliche 
Kinderambulanz eingerichtet. In dieser 
arbeiteten u.a. pensionierte Ärzt*innen, 
die einzelne Schichten übernahmen. 
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Möglich war dies, weil in schnellen Ver-
handlungen mit den Krankenkassen 
und der Kassenärztlichen Vereinigung 
eine Sondergenehmigung erwirkt wur-
de. An sich ist eine staatliche Ambu-
lanz nämlich gar nicht möglich und im 
bestehenden Gesundheitssystem nicht 
vorgesehen. Das Muster steckt auch im 
Aufbau der Gesundheits- und Hebam-
menzentren in den Stadtteilen; im ko-
operativen Prozess zur Reform der lan-
desweiten Krankenhausstruktur; in der 
Rückabwicklung von Flächenverkäu-
fen, um stattdessen ein zentrales Aus-
bildungszentrum für Gesundheitsberufe 
bei der kommunalen Klinik zu schaffen; 
oder im geplanten Aufbau von Medizi-
nischen Versorgungszentren (MVZ) als 
neuer Akteur im niedergelassenen Be-
reich. Hier regt sich inzwischen auch 
der Widerstand, mit Warnungen vor ei-
ner »soften Verstaatlichung« der Ge-
sundheitsversorgung. Es geht allmäh-
lich ans Eingemachte.

Dasselbe gilt auch für die Projekte 
des linken Wirtschaftsressorts. Am 
klarsten kommt die Handschrift »missi-
onsorientierte Politik von links« im um-
lagefinanzierten Ausbildungsfonds zum 
Ausdruck, der gerade im Parlament be-
schlossen wird. Nach langen Jahren 
freiwilliger Vereinbarungen zur dualen 
Ausbildung, die weitgehend ergebnis-
frei waren, wird das Konzept der Aus-
bildungsumlage in zeitgemäßer Form 
auf Landesebene aufgegriffen. Hier ist 
der Widerstand ziemlich massiv: Die 
Handelskammer hat bereits eine Pla-
katkampagne und eine Massenpetition 
aufgelegt, und eine Klage angekündigt. 
Dabei werden die allermeisten Be-
triebe vom Ausbildungsfonds profitie-
ren, aus dem zusätzliche Beratungs- und 
Unterstützungsprojekte für Betriebe 
und Auszubildende finanziert werden: 
Kleinbetriebe sind von der Abgabe aus-
genommen, ausbildende Betriebe erhal-
ten einen Zuschuss, eine nennenswerte 
Belastung ergibt sich unterm Strich fast 
nur für die Großbetriebe.

Kooperatives staatliches Manage-
ment war die Formel für das Programm 
zur Leerstandanmietung, für die Un-
terstützungsangebote für die Veranstal-
tungswirtschaft, oder für die Zwischen-
nutzungen für kreative Start-Ups. Es 
steckt auch in der Grundsatzentschei-

dung dieser Legislaturperiode, nicht 
mehr auf neue Gewerbeflächen im Grü-
nen zu setzen, sondern vorhandene Ge-
werbegebiete zu verdichten, gewach-
sene Gewerbeinseln vor Verdrängung 
zu schützen, und neue Gewerbegebiete 
konsequent zu ökologisch nachhaltigen 
Standorten zu entwickeln. Das große 
Rad ist bei der klimaneutralen Transfor-
mation der Bestandsindustrien zu dre-
hen. Hier koordiniert das Ressort die 
Anträge im Rahmen der deutschen und 
europäischen Wasserstoffstrategie. Dass 
der Airbus-Standort in Bremen gesi-
chert werden konnte, mit einem Com-
mitment sowohl zur Flügelproduktion 
als auch zum Entwicklungszentrum für 
das CO2-neutrale Fliegen und zur An-
siedlung der Repair-Abteilung, passt in 
dieses Bild.

Aktiver Staat, zielgerichtete Struktu-
ren, kreative Kooperation, soziale Frage 
im Mittelpunkt: Die Formel ist kaum 
irgendwo aufgeschrieben, aber sie ist 
der Praxis präsent, wird mit dem Re-
gierungshandeln der Bremer LINKEN 
identifiziert, und sie kommt an. Sie ist 
das, was auch in Zukunft dringend ge-
braucht würde. Nur: Sie wird sich nicht 
in ein wirklich gutes Wahlergebnis über-
tragen.

Die Misere der Bundespartei

Dass die LINKE auf Landesebene von 
dem leidigen Zustand der Bundespartei 
gehemmt wird, steht außer Frage. Die 
Mitteilungen kommen fast täglich: »Ich 
finde gut, was ihr macht, aber solan-
ge Wagenknecht bei euch ist, kann ich 
euch nicht wählen.« Oder, im Stadtstaat 
deutlich seltener: »Ich finde gut, was ihr 
macht, aber es nicht in Ordnung, dass 
ihr so über Wagenknecht schimpft.« 
Das Ganze ist zu einer Gespensterde-
batte geworden, die man einfach nicht 
loswird. Dass eine der prominenten Fi-
guren der LINKEN sich von der Partei 
erklärtermaßen getrennt hat, aber noch 
bei ihr wohnt, weil es ja praktisch ist 
und auch Miete spart – das kann man 
niemand erklären.

Dass die LINKE in Bremen sich nicht 
um die soziale Frage kümmern würde, 
sagt niemand. Zu deutlich ist, dass sozi-
ale Gerechtigkeit ständig der linke Be-
zugspunkt ist – in der konkreten Politik, 

aber auch in den Auseinandersetzungen 
der Koalition. Etwa in der, ob die Son-
dermittel zur Bekämpfung der Krisen-
folgen durch den Krieg nur dazu da sein 
sollen, dass der Staat seine eigenen Pro-
bleme und Einnahmeausfälle bekämpft 
oder sich auch um Entlastungen für die 
Bürger*innen kümmert, vor allem die 
Haushalte mit weniger Geld. Eher ist 
zu hören: »Wählen hat für uns eh keine 
Auswirkungen mehr.«

Zu spüren ist die jahrelange Abwe-
senheit der LINKEN als Bundespartei in 
fast allen großen gesellschaftlichen De-
batten. Es gibt zu wenig Beiträge und 
Impulse, die der Wirklichkeit standhal-
ten und auf die veränderten Realitäten 
passen. Immer, wenn in der Welt etwas 
Wichtiges passiert, über das alle reden, 
das aber im Grundsatzprogramm der 
LINKEN so nicht vorgesehen war, fliegt 
die Partei aus der Kurve. Eine Pande-
mie, ein russischer Überfall auf ein eu-
ropäisches Nachbarland, eine kurze 
Phase faktisch offener Grenzen, die Ver-
kürzung der Zeit für die Klimawende auf 
wenige Jahre, oder das Ende der klas-
sisch neoliberalen Form der Globalisie-
rung: Das war bei Gründung der Partei 
nicht erwartet worden, darauf müssen 
Antworten jetzt gefunden werden. Im 
Kleiderschrank nachsehen, was noch 
wie neu erscheint und am wenigsten 
spannt, wird nicht ausreichen.

Dabei ist die zentrale Aufgabe der 
kommenden Phase überdeutlich. Sie 
liegt darin, die notwendigen Verände-
rungen nicht nur zu beschwören oder zu 
ermöglichen, sondern tatsächlich in kur-
zer Zeit durchzusetzen – und gleichzei-
tig real sicherzustellen, dass die soziale 
Schieflage dadurch nicht zunimmt, son-
dern stattdessen verringert wird. Was 
die gesellschaftliche Linke dafür an Inst-
rumenten im Schrank hat, reicht einfach 
nicht aus, und die LINKE leistet bislang 
keinen vorwärtsweisenden Beitrag, sich 
neu auszurüsten. Es wird keinen Schal-
ter geben, den man einfach umlegt und 
der es erspart, jahrelang Versäumtes mit 
großer Anstrengung nachzuholen. Von 
den Praxiserfahrungen der LINKEN in 
Berlin, Bremen, Thüringen und Meck-
lenburg-Vorpommern lernen zu wollen, 
wäre ein guter Anfang.
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